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Von Häusern und Männern 
Die Verwendung von Gerichtsgebäuden der NS-Militärjustiz i n der Zweiten 
Republik und die Nachkriegskarrieren österreichischer Wehrmachtrichter 

Thomas Geldmacher / Math ias Lichtenwagner 

1. Die Immobil ien der Wehrmachtjustiz 

„,Wir haben ungefähr in 14 Tagen eine Verhandlung. ' - ,Und w o ist das?' - ,Hier in 
Wien, in der Universitätsstraße.' - Und das war dort , w o jetzt das Neue Institutsgebäu­
de der Universität Wien steht. [ . . . ] Da war i m ersten Stock ein großer Saal, in dem war 
die Verhandlung. [ . . .] Da kam der ganze Senat rein, so und so viele Offiziere, dann Bei­
sitzer, insgesamt vielleicht sechs, sieben Personen. Der hat das da verlesen: ,Bla, bla, bla, 
bla, bla. Haben Sie etwas dazu zu sagen?' Es hat aber alles gestimmt, es war nichts 
Falsches dabei. Die Herren haben alle ihre Mützen da liegen gehabt, dann haben sie die 
Mützen aufgesetzt, sind aufgestanden, ,1m Namen des Führers! Das Gericht des Wehr­
kreiskommandos 17 verurteilt den Wehrmann Roman Haller wegen des Versuchs der 
Entziehung von der Wehrdienstpflicht zu zweieinhalb Jahren Zuchthaus. Die Strafe 
w i r d auf Bewährung ausgesetzt. Bei Nichtbewährung ist die Strafe nach dem Endsieg zu 
verbüßen. '"1 

Dieses Zi ta t des Soldaten Roman Haller macht vieles deutlich. Erstens: Roman Haller 
hat die mörderischen Mühlen der NS-Militärjustiz und auch den nicht minder tödlichen 
„Bewährungs"-Strafvollzug überlebt - sonst hätte er das Interview 1997 nicht geben 
können. Er traute sich außerdem zu t u n , was viele Deserteure und andere militärjusti-
ziell Verfolgte nach dem Krieg nicht wagten - nämlich von seinen Erfahrungen während 
des Nationalsozialismus und danach zu erzählen. Das ist keine Selbstverständlichkeit: 
Z u m Zei tpunkt des Interviews galten Deserteure der Wehrmacht wei thin als „Verräter" 
und „Kameradenmörder".2 Erst 2009 beschloss das österreichische Parlament das Auf-
hebungs- und Rebabilitationsgesetz,3 das sämtliche Urteile der NS-Militärjustiz pau­
schal aufhob und die Opfer umfassend rehabilitierte. Zweitens: Hallers Beitrag ist für 
die historische Forschung deswegen so relevant, da unser sonstiges Wissen über die 
NS-Militärjustiz zumeist den Akten der Täter entnommen ist, die oft als einzige Quelle 

1 DÖW 51666, Interview mit Roman Haller, geführt von Vladimir Vertlib, März 1997, unveröffentlichtes Transkript. 
Siehe auch Vertlib, M e i n erster Mörder (2008). 

2 Vgl dazu Metzler, Ehrlos für immer? (2007) 120 f. 
3 BGBl I 2009/110. 
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zur Verfügung stehen. Drittens liefert Hallers Schilderung des Ortes einen Eindruck, den 

Gerichtsakten nicht vermitteln können. Es erinnert an die konkrete Situation abseits der 

politischen und juristischen Sprache, die Hal tung der Richter und der Wärter, die Emo­

tionen des Angeklagten vor Gericht. 
Der Forschungsstand über Wien als Zentrum der Kriegsführung der Wehrmacht und des 
Verfolgungsapparats der Wehrmachtjustiz ist erstaunlich bescheiden. Wien stellte einen 
wichtigen Knotenpunkt in militärischen Belangen i m Drit ten Reich dar, als zweitgrößte 
Stadt des Deutschen Reiches ebenso wie als geografische und infrastrukturelle Anknüp­
fung an Osteuropa. In Wien bestanden während des NS-Regimes Gerichte sämtlicher 
militärischer Ebenen.4 Das ist schon alleine aus dem Grund erstaunlich, als die Wehr­
machtjustiz 1938 in Wien bei N u l l beginnen musste: Zwischen 1918 und 1938 existierte 
in Österreich de facto keine Militärjustiz.5 Der Wehrmachtjustiz fehlte es nach dem „An-
schluss" also an grundlegender Infrastruktur; sie sah sich daher i m Frühjahr 1938 dazu 
gezwungen, in großem Umfang Büro-, aber auch Wohngebäude zu requirieren. 
Für Soldaten und Angehörige des Wehrmachtsgefolges war grundsätzlich das Gericht 
des jeweiligen militärischen Verbandes zuständig. Für die meisten Personen war dies 
von 1939 bis 1945 das Gericht der Division 177. Es war zuständig für alle Einberufe­
nen des Wehrkreises XVII, bestehend aus Oberösterreich, Niederösterreich, Wien , Bur­
genland sowie einiger tschechoslowakischer Bezirke, und unterhielt in Wien drei Stand­
orte, nämlich die Hohenstaufengasse 3 und den Stubenring 1 in der Inneren Stadt sowie 
den Loquaiplatz 9 in Mar iah i l f , dazu kam eine Außenstelle des Gerichts in Brno/Brünn. 
I m Frühjahr 1943 versahen elf bis 17 Richter6 an diesem Gericht ihre Dienste - darunter 
auch Juristen wie Leopold Breitier, Hans Watzek und Johann Kisser, auf deren Ge­
schichten noch näher eingegangen w i r d . Weiters existierten in Wien Gerichte m i t regio­
naler Zuständigkeit. I m Bereich des Heeres war dies das Gericht der Wehrmachtkom­
mandantur Wien mi t dem Standort Universitätsstraße 7, i m Bereich der Luftwaffe etwa 
das Feldgericht des Luftgaues XVII in der Schwindgasse 8. Zusätzlich bestanden in 
Wien Außenstellen dreier besonderer Gerichte, nämlich des Reichskriegsgerichts, des 
Gerichts der Wehrmachtkommandantur Berlin und des Zentralgerichts des Heeres, de­
ren Kompetenzen nicht regional definiert waren, sondern die sich der Verfolgung be­
stimmter Deliktgruppen widmeten. 
Das 1936 installierte Reichskriegsgericht (RKG) hatte seinen Hauptsitz i n Berlin, später 
in Torgau. Der 1941 eingerichtete 4. Senat des R K G tagte zumindest zum Teil in Wien, 
darüber hinaus unterstützte die Außenstelle die Ermittlungen aller Senate, etwa durch 
Einvernahmen. Obzwar kein Höchstgericht, waren „grundsätzliche Entscheidungen des 

4 Siehe dazu ausführlich Lichtenwagner, Leerstellen. Z u r Topographie der Wehrmachtsjustiz i n Wien vor und nach 

1945 (2012) 49 f und 121 f. 
5 Vgl ebd 55 f. Z u r Militärjustiz in Österreich zwischen 1918 und 1938 siehe auch Lichtenwagner, Militärgerichtsbar­

keit i m Wandel der Zeit - Erste Republik, Austrofaschismus, Nationalsozialismus, Zweite Republik, i n Bezirksmu­
seum Josefstadt (Hrsg), 175 Jahre Gerichtsbarkeit in der Josefstadt (2014) 53-60. 

6 Z u r Frage von Frauen als Teil des Untersuchungsgegenstands vgl Lichtenwagner, Leerstellen 47-48. 
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R K G bindendes Recht für andere Kriegsgerichte".7 Das R K G führte über 10.000 Er­
mittlungen durch, von denen über die Hälfte zur Anklage gelangten, und verhängte 
1.189 Todesurteile, von denen 1.049 auch vollstreckt w u r d e n . 8 Es war zuständig für 
politische Verratsdelikte, vor allem aber für bestimmte Formen der „Wehrkraftzerset­
z u n g " , insbesondere wenn höhere Chargen betroffen waren. Viele Angeklagte waren 
aber auch Zivi l i s t_ innen, das Gericht konnte zudem Verfahren ziviler Gerichte über­
nehmen. 

Seit 1938 existierte in Wien eine Außenstelle des Gerichts der Wehrmachtkommandan­
tur Berlin, untergebracht am Franz-Josefs-Kai 7-9. Es war zuständig für alle i m Ersatz­
heer auftretenden Fälle von „Wehrkraftzersetzung" mit Ausnahme von Selbstverstüm­
melung, Verstößen gegen das Heimtückegesetz, politischen Strafsachen, K o r r u p t i o n und 
Homosexualität sowie für alle Fahndungssachen, die nach drei Monaten noch nicht 
geklärt waren. 9 

I m A p r i l 1944 gingen diese Kompetenzen an das neu gegründete Zentralgericht des 
Heeres ( Z d H ) über, an der räumlichen Situation änderte sich nichts. Auch das Z d H 
agierte v o m ehemaligen „Industriepalast" am Franz-Josefs-Kai aus.1" A n den verschie­
denen Standorten des Gerichts der Wehrmachtkommandantur Berlin bzw später des 
Z d H versahen über 100 Richter ihren Dienst, die bis zu 46.000 Verfahren bearbeite­
t e n . " Auffällig sind der breite Zuständigkeits- und der große territoriale Einzugsbereich 
dieses Gerichts, wodurch es mit einer Vielzahl von Behörden, Militärverbänden und 
Parteistellen zu tun hatte. Fahndungen der Wiener ZdH-Außenstelle reichten bis Frank­
reich und Rumänien. 

Eine Besonderheit des wehrmachtgerichtlichen Verfahrens war die Position des Ge­
richtsherrn, üblicherweise der Befehlshaber des militärischen Verbandes, dem das Ge­
richt zugeordnet war. Der Gerichtsherr leitete formell das Verfahren ein, wies es dem 
Gericht und einem Richter zu, prüfte die Entscheidungen, bestätigte das Urte i l und 
verfügte die Maßnahmen zur Vollstreckung - erst durch die Bestätigung des Gerichts­
herren erlangte ein Urtei l Rechtskraft. Der Gerichtsherr konnte das Urtei l abändern 
oder ein Neuverfahren anordnen und war somit der eigentliche „Herr des Verfahrens".1 2 

Die Wehrmacht akquirierte in Wien zwar insgesamt eine ganze Menge an Gebäuden; 
die schönsten und repräsentativsten Vil len und Palais, darunter ehemalige Botschafts­
gebäude, waren aber den Büros und Residenzen der Gerichtsherren vorbehalten." 

7 Haase, Aus der Praxis des Reichskriegsgerichts. Neue Dokumente zur Militärgerichtsbarkeit i m Zweiten Weltkrieg, 
Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte (1991) 387. 

8 Vgl ebd 380 ff. 
9 Vgl Lichtenwagner, Leerstellen 158. 

10 Vgl ebd 134-148, sowie für Wien Fritsche, Militärjustiz als Terrorjustiz - Strafverfolgung ungehorsamer Soldaten im 
Nationalsozialismus, in Exenherger/Riedel, Militärschießplatz Kagran (2003) 102. 

11 Vgl Messerschmidt, Die Wehrmachtjustiz 1933-1945 (2005) 134 f. 
12 Dietz, Wehrmachts-Disziplinarstrafordnung vom 6. Juni 1942 mi t ergänzenden Kriegsvorschriften (1943) 27 f. 
13 Vgl Lichtenwagner, Leerstellen 115 f und 187 f. 
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Z u den weiteren Eckpunkten des Netzwerks der NS-Militärjustiz in Wien zählten die 
Haftorte . Die Wehrmachtjustiz nutzte in Wien teilweise zivile Haftanstalten (LG I , L G 
I I , Roßauerlände) unterhielt aber auch sechs eigenständige Gefängnisse i m 2., 7., 10., 
19. und 2 1 . Bezirk, w o h i n verdächtige Soldaten entweder von der eigenen Einheit, der 
Wehrmachtstreife, Polizei oder Gestapo gebracht w u r d e n . 1 4 Das Hauptquartier der 
Wehrmachtstreife befand sich in der Roßauerkaserne, w o auch alle Verhöre - häufig 
unter Anwendung brutaler Folter - durchgeführt w u r d e n . 1 5 

Todesurteile der Militärjustiz wurden in Wien an zumindest zwei Orten vollstreckt: 
durch Erhängen oder Köpfen im L G I oder durch Erschießen auf dem Militärschieß­
platz Kagran. 1 6 

2. U n d nach 1945? 

So weit die zeit-, justiz- und militärhistorische Zusammenschau der vorhandenen For­
schungslage. Aber wie steht es um diese Gebäude i m Jahr 2015, welche Institutionen 
nutzen sie? Und findet an diesen Orten irgendeine Form von Erinnerung an das dort 
zwischen 1938 und 1945 geschehene Unrecht statt? 

14 von bis dato 19 identifizierten Wirkstätten der NS-Militärjustiz gelangten nach 1945 
in das Eigentum des Bundes. Drei Liegenschaften gehören der Stadt Wien , zwei befinden 
sich in privatem Eigentum. Wicht ig ist es auch, zwischen Gebäuden zu unterscheiden, 
die schon vor 1938 von staatlichen Stellen benutzt wurden, und Häusern, die vor 1938 
Privateigentum waren. Das Regierungsgebäude am Stubenring 1 etwa diente in der 
Monarchie als Kriegsministerium, in der Ersten Republik ua als Handelsministerium, 
beherbergte ab 1938 zahlreiche Stabsstellen der Wehrmacht sowie verschiedene Militär­
gerichte und steht heute in Verwendung durch Ministerien der Republik. In diesem Fall 
ist die Nutzung also konstant staatlich. Genauso verhält es sich mi t den Haftanstalten 
und Kasernen, die alle vor 1938 errichtet wurden und auch nach 1945 entsprechende 
Verwendungen fanden. Bemerkenswert sind jedoch vor allem die Kriegs- und Nach-
kriegsschickale von Gebäuden, die sich vor 1938 in Privatbesitz befanden. Z w e i solche 
Beispiele werden i m Folgenden dargestellt. 

Das Amtsgebäude des Verteidigungsministeriums am Franz-Josefs-Kai 7 - 9 " verrät, von 
außen betrachtet, wenig von seiner bewegten Geschichte. Es wurde 1906/07 als Ge­
schäftsgebäude errichtet und war gemeinhin als „Industriepalast" bekannt, in dem eine 

14 Vgl Lichtenwagner, Leerstellen 227 f. 
15 Artl, Oberfeldrichter Everts und die Serie von Selbstverstümmelungen im Sommer 1944 in Wien, Mitteilungen des 

Österreichischen Staatsarchivs (1993) 194-205; Fritsche, Die Verfolgung von österreichischen Selbstverstümmlern 
in der Deutschen Wehrmacht, in Manoschek (Hrsg), Opfer der NS-Militärjustiz (2003) 195-213; Riegler, „Der 
kleine Himmler von W i e n " und seine Helfer, in Pirker/Wenninger (Hrsg), Wehrmachtsjustiz (2010) 167-184. 

16 Vgl Lichtenwagner, Leerstellen 286 f. 
17 Vgl ebd 152 f. 
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Vielzahl an Speditionen, Reisebüros, Großhandelsfirmen und Verlagen untergebracht 
war. 1938 wurde die Eigentümerin enteignet; das Gebäude wurde „arisiert", ging so­
gleich in staatliches Eigentum über und wurde nach geringfügigen Adaptierungen von 
der Wehrmacht beansprucht. Spätestens 1939 bezogen dor t das Gericht der Wehr­
machtkommandantur Berlin (ab 1944 Z d H ) sowie die Kommandantur der Wehr­
machtstreife Quartier. Letztere war für das Funktionieren der Militärjustiz von zentra­
ler Bedeutung. Alle wehrmachtgerichtlich verfolgten Personen kamen früher oder später 
mi t ihr in Kontakt : durch ihre Spitzel, durch Festnahme, Verhör oder Folter, durch 
Personentransporte. 

Überhaupt bildete der Donaukanal das Zentrum des nationalsozialistischen Verfolgungs­
apparats in Wien. Die Wehrmachtstreife nutzte nicht nur den „Industriepalast", sondern 
auch die nahegelegene Roßauerkaserne, in der Verhöre und Folterungen stattfanden, und 
stand in engem Kontakt mit der Gestapo, deren Hauptquartier sich am Morzinplatz be­
fand. Gestapo und Streife bildeten einen Fahndungsverbund und überstellten einander 
festgenommene Personen, sobald die prinzipielle Zuständigkeit geklärt war. 
Nach der Befreiung 1945 übernahm das Staatssekretariat für Heerwesen, ein dem 
Staatskanzler direkt unterstelltes A m t , das Gebäude am Franz-Josefs-Kai 7-9. Erst 1955 
restituierte die Republik das Gebäude an die ursprüngliche Besitzerin, die mittlerweile 
in den USA lebte, erwarb es aber noch i m selben Jahr erneut, u m Raum für Bundesheer 
und Verteidigungsministerium zu schaffen. A b 1978 diente das Gebäude als Amtssitz 
des Verteidigungsministers; es beherbergt bis heute zentrale Abteilungen des Verteidi­
gungsministeriums.1 8 

Kein Gedenkzeichen erinnert heute an die Funktionen des Hauses zwischen 1938 und 
1945. In den meisten heeresnahen Darstellungen w i r d die NS-Geschichte des Gebäudes 
- „Arisierung" ebenso wie Wehrmachtjustiz - geflissentlich übergangen. 
In der Hohenstaufengasse 3 ist heute eine Sektion des Bundeskanzleramtes unterge­
bracht.1 9 Bis 1938 befand sich das von Ot to Wagner errichtete Gebäude i m Eigentum der 
Länderbank, nach dem „Anschluss" wurde es von der Wehrmacht käuflich erworben. 
Ende 1943 richtete das Feldkriegsgericht der Division 177 hier eine dritte Zweigstelle 
in Wien ein. Diese Abtei lung I I I unter der Leitung des Richters Kar l Everts beschäftigte 
sich insbesondere mit der gnadenlosen Verfolgung von „Selbstverstümmlern", Personen 
also, die durch selbst zugefügte Verletzungen dem Wehrdienst zu entkommen versuch­
ten und Personen, die Beihilfe zu solchen Taten leisteten. Die örtliche Nähe des Gerichts 
zum Z d H und zur Roßauerkaserne am Franz-Josefs-Kai sowie zum Gericht der Wehr­
machtkommandantur Wien in der Universitätsstraße stellte sich dabei als dienlich her­
aus. Z u r Erpressung von Geständnissen wurde Folter in der Roßauerkaserne durch 
Angehörige der Wehrmachtstreife nicht nur in Kauf genommen, sondern aktiv beför-

18 Das Ministerbüro übersiedelte 2004 in die Roßauerkaserne und damit in einen weiteren von der Wehrmachtjustiz 
verwendeten Or t . 

19 Vgl Lichtenwagner, Leerstellen 96 f. 


